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I. Arbeitsgericht Aachen Urteil vom 13. Januar 2022 

- 8 Ca 1229/20 - 
  
II. Landesarbeitsgericht Köln Urteil vom 28. September 2022 

- 11 Sa 128/22 - 
  
  

 

Entscheidungsstichworte: 
Geschäftsgeheimnisse - Geheimnisschutz - Unterlassung 

Leitsätze: 
1. Die Bestimmungen des am 26. April 2019 in Kraft getretenen Gesetzes 
zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen (GeschGehG) finden bzgl. Unter-
lassungsansprüchen auch dann Anwendung, wenn die Wiederholungsge-
fahr auf eine rechtsverletzende Handlung gestützt wird, die vor dem Inkraft-
treten des Gesetzes begangen wurde. Ein Unterlassungsanspruch besteht 
nur dann, wenn das beanstandete Verhalten zum Zeitpunkt seiner  
Vornahme nach dem damals geltenden Recht rechtswidrig war und die  
Voraussetzungen des Gesetzes zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen 
zum Zeitpunkt der letztinstanzlichen Entscheidung erfüllt sind. 
 
2. Eine formularmäßig vereinbarte Vertragsklausel, die den Arbeitnehmer 
bezüglich aller internen Vorgänge beim Arbeitgeber über das Ende des  
Arbeitsverhältnisses hinaus zeitlich unbegrenzt zum Stillschweigen ver-
pflichtet (sog. Catch-all-Klausel), benachteiligt den Arbeitnehmer unange-
messen und ist deshalb unwirksam. 
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BUNDESARBEITSGERICHT 

8 AZR 172/23 
11 Sa 128/22 
Landesarbeitsgericht 
Köln 

Im Namen des Volkes! 
Verkündet am 
17. Oktober 2024 

URTEIL 
Wirth, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

In Sachen 

 

 

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin, 

 

 

pp. 

 

Beklagter, Berufungsbeklagter und Revisionsbeklagter, 

 

 

 

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen  

Verhandlung vom 17. Oktober 2024 durch den Vorsitzenden Richter am  

Bundesarbeitsgericht Prof. Dr. Spinner, den Richter am Bundesarbeitsgericht  

Krumbiegel, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Berger sowie die ehrenamt- 

lichen Richter Reiners und Rojahn für Recht erkannt: 
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Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes- 
arbeitsgerichts Köln vom 28. September 2022 - 11 Sa 
128/22 - wird zurückgewiesen. 

Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu tragen. 
 
 

Von Rechts wegen! 
 
 
 

Tatbestand 
 

Die Parteien streiten in der Revision noch über die Untersagung der Wei-

tergabe von Geschäftsgeheimnissen. 

Die Klägerin ist eine führende Herstellerin von Füllmaschinen für Lebens-

mittel und Getränke sowie des dazu passenden Verpackungsmaterials. Hierbei 

handelt es sich um Verpackungsmäntel (sog. Sleeves), die die Klägerin auf  

automatischen Faltschachtelklebemaschinen (AFK-Maschinen) in einer Menge 

von zuletzt ca. 34 Milliarden Stück pro Jahr produziert. Konkurrenzunternehmen 

konnten vergleichbare Produkte bislang nicht in dieser Dimension auf den Markt 

bringen. Die technologischen Fähigkeiten der Konkurrenzunternehmen und die 

Qualität ihrer Produkte sind zwischen den Parteien streitig geblieben. 

Der Beklagte war bei der Klägerin von Oktober 1988 bis zum 31. Dezem-

ber 2016 beschäftigt. Er war maßgeblich an der Weiterentwicklung ihrer Produkte 

beteiligt und stand in engem Austausch mit Mitarbeitern aus dem Bereich For-

schung und Entwicklung. Seit dem 1. Januar 2009 war er auf der Grundlage ei-

nes Arbeitsvertrags vom 5. Dezember 2008 als Central Technology Manager tä-

tig. Der Arbeitsvertrag lautet auszugsweise: 

         „11. Geheimhaltung 
 Herr D wird über alle Betriebs- und Geschäftsge- 

heimnisse sowie alle sonstigen ihm im Rahmen der Tätig-
keit zur Kenntnis gelangenden Angelegenheiten und Vor-
gänge der Gesellschaft Stillschweigen bewahren. Er wird 
dafür Sorge tragen, dass Dritte nicht unbefugt Kenntnis er-
langen. 
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 Die Verpflichtung zur Geheimhaltung besteht über die Be-
endigung des Arbeitsverhältnisses hinaus und umfasst 
auch die Inhalte dieses Vertrages.“ 

 
Der Beklagte kündigte das Arbeitsverhältnis zum 31. Dezember 2016. 

Seit dem 1. Januar 2017 ist er als Global Technology Manager bei einem Haupt-

kunden der Klägerin tätig. 

Die Klägerin erfuhr im Oktober 2018, dass der Beklagte am 20. Septem-

ber 2015, 13. Dezember 2015 und 31. Dezember 2015 unter einem Pseudonym 

verschiedene E-Mails mit Anlagen an die Gesellschafter eines damals potentiell 

konkurrierenden Unternehmens versandt hatte. Die Anlagen zu den E-Mails ent-

hielten spezifische Leistungsdaten und Prozessparameter der AFK-Maschinen 

sowie Geometrie- und Toleranzdaten der Sleeves der Klägerin. Weiterhin erfolg-

ten qualitätsrelevante Angaben zur Mantelspannung bzw. Aufspringhöhe der 

Sleeves. Zudem informierte der Beklagte den potentiellen Wettbewerber über 

Längsnahtgeometrie, Nahtdicke sowie Toleranzen. 

Mit Schreiben vom 12. Oktober 2018 mahnte die Klägerin den Beklagten 

ab. Die geforderte strafbewehrte Unterlassungserklärung verweigerte der Be-

klagte. Ein Antrag der Klägerin auf Erlass einer einstweiligen Verfügung gegen 

den Beklagten auf Untersagung der Weitergabe von Geschäfts- oder Betriebs-

geheimnissen blieb letztlich erfolglos. 

Die Klägerin hat mit der vorliegenden Klage weiterhin die Auffassung ver-

treten, sie habe einen solchen Unterlassungsanspruch. Der Kläger habe durch 

den Versand der E-Mails im Jahr 2015 in gravierendem Maß gegen seine arbeits-

vertragliche Geheimhaltungsverpflichtung verstoßen und sich damit des Verrats 

von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen iSv. § 17 Abs. 1 UWG in der bis ein-

schließlich 25. April 2019 geltenden Fassung (aF) schuldig gemacht. Hieraus 

folge in Verbindung mit §§ 3, 8 Abs. 1 UWG aF bzw. §§ 823, 1004 Abs. 1 BGB 

ein Unterlassungsanspruch. Das erst am 26. April 2019 in Kraft getretene Gesetz 

zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen (GeschGehG) sei nicht maßgeblich, 

weil dessen Anforderungen an den Schutz von Geschäftsgeheimnissen 

nicht rückwirkend erfüllbar seien. Dessen ungeachtet bestehe auch nach § 6  
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GeschGehG ein Unterlassungsanspruch gegenüber dem Beklagten, denn es 

handle sich bei den fraglichen technischen Daten um Geschäftsgeheimnisse iSv. 

§ 2 Nr. 1 GeschGehG. Die Informationen über den Fertigungsprozess der 

Sleeves seien nicht allgemein bekannt oder ohne Weiteres zugänglich, sondern 

würden nach dem sog. „need-to-know-Prinzip“ ausschließlich denjenigen Arbeit-

nehmern zur Verfügung gestellt, die dem Forschungs- und Entwicklungsteam an-

gehören oder die Informationen zum Bedienen der AFK-Maschinen benötigen. 

Zudem würden alle Arbeitnehmer auf den wirtschaftlichen Wert der Informationen 

und deren Vertraulichkeit hingewiesen. Es seien ferner technische Sicherheits-

maßnahmen ergriffen und eine angemessene IT-Sicherheit etabliert worden. Der 

Zugang zum Betriebsgelände und den Geschäftsräumen unterliege einer  

Kontrolle. 

Die Klägerin hat - soweit für die Revision von Bedeutung - beantragt: 

         1. dem Beklagten zu untersagen, im geschäftlichen Ver-
kehr zu Wettbewerbszwecken Geschäfts- oder Be-
triebsgeheimnisse der Klägerin, die ihm im Rahmen 
seines Arbeitsverhältnisses mit der Klägerin anver-
traut oder zugänglich gemacht worden sind, unbefugt 
an Dritte mitzuteilen oder weiterzugeben, und zwar in 
Form der Weitergabe von spezifischen Leistungsda-
ten der Packstoffproduktionsanlagen (zB AFK- 
Maschinen) oder von exakten Geometriedaten und 
Toleranzen betreffend das Verpackungsmaterial, wie 
durch die in den Anlagen K 9, 10 und 11 aufgeführten 
E-Mails vom 20. September 2015, 13. Dezember 
2015 und 31. Dezember 2015 und den Anlagen „2.2 
Randstreifen und Staub.docx“, „2.3 Kühlwas-
ser.docx“, „2.6 Saugventilator.docx“, „QS-609.docx“ 
betreffend das „Aufspringverhalten“ und „QS-
604.docx“ betreffend die „Längsnahtgeometrie Naht-
dicke“, geschehen, die der Beklagte unter dem  
Pseudonym „K“ versandt hat, es sei denn, der  
Beklagte hat die benannten Daten rechtmäßig von 
Dritten wie seinem aktuellen Arbeitgeber, der 
R GmbH, erhalten oder es handelt sich hierbei um 
Wissen, welches der Beklagte nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses aus seinem Gedächtnis reprodu-
ziert hat, ohne auf schriftliche Unterlagen zurückzu-
greifen, die er während seiner Beschäftigungszeit bei 
der Klägerin angefertigt hat; 

8  
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 2. dem Beklagten für jeden Fall der Zuwiderhandlung 
gegen die Anordnung nach Ziffer 1. Ordnungsgeld 
und für den Fall, dass dieses nicht beigetrieben wer-
den kann, Ordnungshaft bis zu sechs Monaten anzu-
drohen, wobei das einzelne Ordnungsgeld den Betrag 
von 250.000,00 Euro, die Ordnungshaft insgesamt 
zwei Jahre nicht übersteigen darf. 

 
Der Beklagte hat die Abweisung der Klage beantragt. 

Das Arbeitsgericht hat die Klage im noch rechtshängigen Umfang abge-

wiesen. Das Landesarbeitsgericht hat die hiergegen gerichtete Berufung der Klä-

gerin zurückgewiesen. Mit ihrer vom Senat zugelassenen Revision verfolgt die 

Klägerin ihre Klageziele weiter. Der Beklagte begehrt die Zurückweisung der 

Revision. 

 

Entscheidungsgründe 

 

Die Revision der Klägerin ist unbegründet. Das Landesarbeitsgericht hat 

ihre Berufung gegen das die Klage abweisende Urteil des Arbeitsgerichts zu 

Recht zurückgewiesen. Die zulässige Klage ist unbegründet.  

I. Die Klage ist zulässig. Insbesondere ist der Klageantrag zu 1. hinrei-

chend bestimmt.  

1. Nach § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO sind Anträge, mit denen die Unterlassung 

von Handlungen verlangt wird, so genau zu bezeichnen, dass der Inanspruchge-

nommene im Fall einer dem Antrag entsprechenden gerichtlichen Entscheidung 

eindeutig erkennen kann, unter welchen Voraussetzungen was von ihm verlangt 

wird. Für ihn muss - bereits aus rechtsstaatlichen Gründen - aufgrund des Unter-

lassungstitels erkennbar sein, welche Handlungen er künftig zu unterlassen hat, 

um sich rechtmäßig verhalten zu können. Die Prüfung, welche Verhaltensweisen 

der Schuldner unterlassen soll, darf nicht durch eine ungenaue Antragsformulie-

rung und einen dementsprechenden gerichtlichen Titel aus dem Erkenntnis- in 
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das Zwangsvollstreckungsverfahren verlagert werden. Allerdings dürfen die An-

forderungen insoweit auch nicht überspannt werden, weil andernfalls effektiver 

Rechtsschutz vereitelt würde. Dementsprechend sind die Gerichte auch ver-

pflichtet, Anträge nach Möglichkeit so auszulegen, dass eine Sachentscheidung 

ergehen kann. Zukunftsgerichtete Verbote lassen sich häufig nur generalisierend 

formulieren. Die Notwendigkeit gewisser Subsumtionsprozesse im Rahmen einer 

etwa erforderlich werdenden Zwangsvollstreckung steht daher der Verwendung 

ausfüllungsbedürftiger Begriffe in einem Unterlassungstitel und dem darauf ge-

richteten Antrag nicht generell entgegen (BAG 13. März 2024 - 7 ABR 11/23 -  

Rn. 19 mwN). 

2. Der Arbeitgeber, der gegen einen Arbeitnehmer nachvertragliche An-

sprüche auf Wahrung von Geschäftsgeheimnissen im Wege einer Unterlas-

sungsklage durchsetzen will, muss das zu wahrende Geschäftsgeheimnis hinrei-

chend genau bezeichnen. Der Inhalt des Verbots kann in Worte gefasst werden. 

Er kann sich aber auch aus den dem Klageantrag beigefügten Fotografien, tech-

nischen Zeichnungen usw. ergeben (vgl. BAG 25. April 1989 - 3 AZR 35/88 - 

zu I 1 der Gründe). Der Bestimmtheitsgrundsatz darf allerdings nicht dazu führen, 

dass der Kläger unter Hintanstellung seiner berechtigten Geheimhaltungsinte- 

ressen gezwungen ist, im Klageantrag Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse zu 

offenbaren (BGH 22. März 2018 - I ZR 118/16 - Rn. 19). 

3. Demnach ist der Klageantrag zu 1. hinreichend bestimmt. Durch die Ver-

wendung der technischen Begriffe und die Bezugnahme auf die den Parteien 

bekannten E-Mails ergibt sich zweifelsfrei, welche Geheimnisse geschützt wer-

den sollen. Die Einschränkung (… es sei denn, …) dient vor dem Hintergrund 

eines fehlenden nachvertraglichen Wettbewerbsverbots erkennbar der Vermei-

dung eines Globalantrags (vgl. BGH 22. März 2018 - I ZR 118/16 - Rn. 46). Die 

damit verbundene Unsicherheit bei einer etwaigen Zwangsvollstreckung ist im 

Sinne einer Gewährung effektiven Rechtsschutzes hinzunehmen, denn der An-

trag kann insoweit nicht alle denkbaren Konstellationen erfassen. 

II. Die Klage ist jedoch unbegründet. Die Klägerin hat keinen Anspruch auf 

die nach dem Klageantrag zu 1. begehrte Unterlassung. Folglich fehlt es an einer 
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Grundlage für die Androhung von Ordnungsmitteln entsprechend dem Klagean-

trag zu 2. 

1. Die Voraussetzungen eines Unterlassungsanspruchs nach § 6 

GeschGehG liegen nicht vor.  

a) Entgegen der Auffassung der Revision beurteilt sich das Bestehen eines 

Unterlassungsanspruchs nach § 6 GeschGehG und nicht nach § 17 Abs. 1 

UWG aF iVm. § 823 Abs. 2, § 1004 Abs. 1 BGB analog. 

aa) Das am 26. April 2019 in Kraft getretene Gesetz zum Schutz von Ge-

schäftsgeheimnissen (vgl. Art. 6 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 

2016/943 zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen vor rechtswidrigem Erwerb 

sowie rechtswidriger Nutzung und Offenlegung vom 18. April 2019, BGBl. I 

S. 466) dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/943 und hat ohne eine 

Übergangsregelung die §§ 17 bis 19 UWG aF abgelöst. Der Gesetzgeber hat 

den bisherigen Schutz von Geschäftsgeheimnissen als nicht ausreichend erach-

tet (BT-Drs. 19/4724 S. 19) und das Inkrafttreten des Gesetzes auf den Tag nach 

der am 25. April 2019 erfolgten Verkündung bestimmt. Dabei hat er keine geson-

derte Regelung für sog. Altfälle getroffen, bei denen die rechtsverletzende Hand-

lung noch vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zum Schutz von Geschäftsgeheim-

nissen erfolgte. Seit dem 26. April 2019 ist demnach bezogen auf Unterlassungs-

ansprüche nur noch § 6 GeschGehG anzuwenden (vgl. BayObLG 22. Februar 

2023 - 102 AR 73/22 - zu II 2 f aa der Gründe). 

bb) Daraus kann aber nicht gefolgert werden, dass unter Geltung von §§ 17 

bis 19 UWG aF begangenen Rechtsverletzungen keine Bedeutung mehr zukom-

men soll. Ein nach § 6 Satz 1 GeschGehG auf Wiederholungsgefahr gestützter 

Unterlassungsanspruch besteht, wenn das beanstandete Verhalten sowohl zum 

Zeitpunkt seiner Vornahme rechtswidrig war als auch zum Zeitpunkt der Ent-

scheidung in der Revisionsinstanz rechtswidrig ist (BGH 16. Dezember 2021  

- I ZR 186/20 - Rn. 22; OLG Düsseldorf 11. März 2021 - I-15 U 6/20 - zu B I 1 der 

Gründe; Keller/Schönknecht/Glinke/Keller 1. Aufl. GeschGehG Einleitung 

Rn. 18; Harte-Bavendamm/Ohly/Kalbfus/Ohly 2. Aufl. GeschGehG § 6 Rn. 14). 
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Bei Altfällen reicht es für einen Unterlassungsanspruch daher aus, dass vor dem 

Inkrafttreten des GeschGehG ein Verstoß gegen §§ 17 ff. UWG aF vorlag und 

danach zum Entscheidungszeitpunkt die weiteren Voraussetzungen des § 6 

Satz 1 GeschGehG erfüllt sind (vgl. Hoppe/Oldekop GRUR-Prax 2019, 324, 325; 

MüKoUWG/Hauck 3. Aufl. GeschGehG vor § 1 Rn. 23). Diese „Doppelprüfung“ 

verhindert einerseits eine verfassungsrechtlich problematische Rückwirkung, 

weil ein vor dem 26. April 2019 abgeschlossener Sachverhalt hinsichtlich seiner 

Rechtmäßigkeit nur nach den Voraussetzungen der damals geltenden §§ 17 ff. 

UWG aF zu beurteilen ist. Andererseits wird die Maßgeblichkeit des Gesetzes 

zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen bezogen auf den Zeitpunkt der (letztin-

stanzlichen) gerichtlichen Entscheidung dem Umstand gerecht, dass der Unter-

lassungsanspruch zukunftsgerichtet ist.  

b) Im vorliegenden Fall besteht kein Unterlassungsanspruch wegen Wie-

derholungsgefahr nach § 6 Satz 1 GeschGehG. 

aa) Dabei kann zu Gunsten der Klägerin unterstellt werden, dass der Be-

klagte durch den noch während des Bestehens des Arbeitsverhältnisses im Jahr 

2015 unter falschem Namen vorgenommenen Versand der E-Mails an die poten-

tielle Wettbewerberin gegen § 17 Abs. 1 UWG aF verstoßen und die Klägerin 

deshalb wegen indizierter Wiederholungsgefahr den begehrten Unterlassungs-

anspruch hatte (vgl. hierzu BAG 19. Mai 1998 - 9 AZR 394/97 - zu C II der 

Gründe). 

bb) Die Klägerin kann die streitgegenständliche Unterlassung jedoch nicht 

nach § 6 Satz 1 GeschGehG verlangen. Nach dieser Vorschrift kann der „Inhaber 

des Geschäftsgeheimnisses“ den Rechtsverletzer bei Wiederholungsgefahr auf 

Unterlassung in Anspruch nehmen. Die Klägerin ist keine Inhaberin eines Ge-

schäftsgeheimnisses in diesem Sinne, denn bei den fraglichen technischen Da-

ten handelt es sich nicht um Geschäftsgeheimnisse nach § 2 Nr. 1 GeschGehG.  

(1) Dabei kann dahinstehen, ob diese Daten als Informationen iSv. § 2 Nr. 1 

Buchst. a GeschGehG anzusehen sind. Die hierauf bezogene Verfahrensrüge ist 

deshalb nicht entscheidungserheblich. Das Landesarbeitsgericht hat unter Be- 
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zugnahme auf die ausführlich begründete erstinstanzliche Entscheidung ohne  

revisiblen Rechtsfehler angenommen, dass es ausgehend vom Vortrag der  

Klägerin jedenfalls an „angemessenen Geheimhaltungsmaßnahmen“ iSv. § 2 

Nr. 1 Buchst. b GeschGehG fehlt. 

(a) Die zu ergreifenden Geheimhaltungsmaßnahmen hängen von der Art 

des Geschäftsgeheimnisses im Einzelnen und den konkreten Umständen der 

Nutzung ab. In Betracht kommen sowohl Zugangsbeschränkungen als auch ver-

tragliche Sicherungsmechanismen (vgl. BT-Drs. 19/4724 S. 24; LAG Baden-

Württemberg 18. August 2021 - 4 SaGa 1/21 - zu B I 1 c der Gründe; Köhler/ 

Bornkamm/Feddersen/Alexander 42. Aufl. GeschGehG § 2 Rn. 48 ff.). Im Streit-

fall muss derjenige, der sich auf den Schutz eines ihm zustehenden Geschäfts-

geheimnisses beruft, sowohl darlegen, dass und welche Geheimhaltungsmaß-

nahmen er getroffen hat, als auch deren Angemessenheit im konkreten Einzelfall 

(BeckOK GeschGehG/Fuhlrott Stand 15. September 2024 GeschGehG § 2 

Rn. 66 mwN). 

(b) Ob im Einzelfall angemessene Geheimhaltungsmaßnahmen im Sinne 

des § 2 Nr. 1 Buchst. b GeschGehG ergriffen wurden, unterliegt als Tatsachen-

frage der revisionsrechtlich nur eingeschränkt überprüfbaren Würdigung der Tat-

sachengerichte. Sie ist in der Revisionsinstanz nur darauf überprüfbar, ob der 

unbestimmte Rechtsbegriff der „angemessenen Geheimhaltungsmaßnahmen“ 

verkannt, gegen Denkgesetze, anerkannte Auslegungsgrundsätze oder allge-

meine Erfahrungssätze verstoßen wurde oder wesentliche Umstände außer Acht 

gelassen wurden (vgl. zu § 22 Abs. 2 BDSG BAG 9. Mai 2023 - 1 ABR 14/22 -  

Rn. 72). 

(c) Dies ist hier nicht der Fall. Das Landesarbeitsgericht ist davon ausgegan-

gen, dass die von der darlegungs- und beweisbelasteten Klägerin vorgetragenen 

Sicherungsmaßnahmen mit Blick auf den behaupteten wirtschaftlichen Wert der 

technischen Daten keinen angemessenen Geheimnisschutz gewährleisten. Es 

fehle an arbeitsvertraglichen Verschwiegenheitsklauseln hinsichtlich konkreter 

Informationen und der Einrichtung eines Kontrollsystems. Der Vortrag der Kläge-

rin bzgl. technischer Sicherheitsmaßnahmen und einer angemessenen IT- 
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Sicherheit beschränke sich auf pauschale Behauptungen, die einer Beurteilung 

der Angemessenheit des Geheimnisschutzes nicht zugänglich seien. Diese Wür-

digung ist revisionsrechtlich nicht zu beanstanden. Die Revision erhebt insoweit 

auch keine Rügen.  

(2) Es kann daher unentschieden bleiben, ob bei Altfällen im oben beschrie-

benen Sinne (vgl. Rn. 19), die nunmehr nach § 2 Nr. 1 Buchst. b GeschGehG 

vorzunehmenden Geheimhaltungsmaßnahmen bereits bei Inkrafttreten des  

Gesetzes zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen getroffen sein mussten (so 

OLG Stuttgart 19. November 2020 - 2 U 575/19 - zu D I 6 a der Gründe; Harte-

Bavendamm/Ohly/Kalbfus/Ohly 2. Aufl. GeschGehG § 6 Rn. 14) oder ob erst  

auf den Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung abzustellen ist. Die Klägerin 

konnte „angemessene Geheimhaltungsmaßnahmen“ iSv. § 2 Nr. 1 Buchst. b  

GeschGehG zu keinem Zeitpunkt belegen. 

c) Mangels Vorliegens eines Geschäftsgeheimnisses droht auch keine erst-

malige Rechtsverletzung iSv. § 6 Satz 2 GeschGehG. 

2. Ein Anspruch auf Unterlassung kann nicht auf § 11 des Arbeitsvertrags 

vom 5. Dezember 2008 gestützt werden. Das Landesarbeitsgericht hat zutref-

fend entschieden, dass die über das Ende des Arbeitsverhältnisses hinaus un-

eingeschränkte Geheimhaltungsverpflichtung unwirksam ist. 

a) Dies folgt allerdings nicht aus dem GeschGehG. Der Gesetzgeber wollte 

mit dem GeschGehG die Anforderungen an vertragliche Verschwiegenheitsver-

pflichtungen und nachvertragliche Wettbewerbsverbote nicht ändern (vgl.  

BT-Drs. 19/4724 S. 27). Nach § 1 Abs. 3 Nr. 4 GeschGehG bleiben die Rechte 

und Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis vielmehr unberührt. Unionsrechtliche 

Vorgaben stehen dem nicht entgegen (vgl. EuArbRK/Schubert 5. Aufl. RL (EU) 

2016/943 Art. 1 Rn. 17). Es ist daher möglich, den Geheimnisschutz über das 

GeschGehG hinaus vertraglich zu erweitern (Naber/Peukert/Seeger NZA 2019, 

583, 585). Dies betrifft insbesondere den Schutz von Informationen, die keine 

Geschäftsgeheimnisse iSv. § 2 Nr. 1 GeschGehG sind (vgl. Preis/Seiwerth 

RdA 2019, 351, 357). 
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b) Die hier vereinbarte Geheimhaltungsverpflichtung ist jedoch unwirksam. 

Es handelt sich um eine sog. Catch-all-Klausel, die uneingeschränkt und unend-

lich zur Verschwiegenheit verpflichten soll. Damit benachteiligt sie unangemes-

sen iSv. § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB (ebenso LAG Köln 2. Dezember 2019 - 2 SaGa 

20/19 -; Fuhlrott/Fischer NZA 2022, 809, 812; Thüsing in Henssler/Willemsen/ 

Kalb Arbeitsrecht Kommentar 11. Aufl. § 611a BGB Rn. 504; Kuß/Lorbach/ 

Thönißen DB 2024, 864, 866). 

aa) Unabhängig davon, ob die Klausel in § 11 des Arbeitsvertrags vom 5. De-

zember 2008 für eine Vielzahl von Verträgen iSv. § 305 Abs. 1 Satz 1 BGB vor-

formuliert worden ist, oder ob es sich jedenfalls um eine sog. Einmalbedingung 

iSv. § 310 Abs. 3 Nr. 2 BGB handelt, unterliegt sie den Auslegungsmaßstäben 

für Allgemeine Geschäftsbedingungen (vgl. hierzu BAG 20. Oktober 2022  

- 8 AZR 332/21 - Rn. 24) und einer Inhaltskontrolle nach § 307 BGB. Dies stellt 

die Revision nicht in Abrede. 

bb) Die Klausel ist ihrem klaren Wortlaut nach als eine umfassende Still-

schweigensverpflichtung bzgl. aller internen Vorgänge zu verstehen. Sie bezieht 

sich sowohl auf „Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse“ als auch auf „alle sonsti-

gen … im Rahmen der Tätigkeit zur Kenntnis gelangenden Angelegenheiten und 

Vorgänge der Gesellschaft“ und sieht in Satz 3 eine zeitlich unbegrenzte Erstre-

ckung der Geheimhaltungspflicht auch über die Beendigung des Arbeitsverhält-

nisses hinaus vor.  

cc) Dies benachteiligt den betroffenen Arbeitnehmer unangemessen iSv. 

§ 307 Abs. 3 Satz 1 iVm. Abs. 1 Satz 1 BGB.  

(1) Nach § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB sind Bestimmungen in Allgemeinen Ge-

schäftsbedingungen unwirksam, wenn sie den Vertragspartner des Verwenders 

entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen benachteiligen. 

Unangemessen ist jede Beeinträchtigung eines rechtlich anerkannten Interesses 

des Arbeitnehmers, die nicht durch begründete und billigenswerte Interessen des 

Arbeitgebers gerechtfertigt ist oder durch gleichwertige Vorteile ausgeglichen 

wird. Die Feststellung einer unangemessenen Benachteiligung setzt eine wech-
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selseitige Berücksichtigung und Bewertung rechtlich anzuerkennender Interes- 

sen der Vertragspartner voraus. Dabei bedarf es einer umfassenden Würdigung 

der beiderseitigen Positionen unter Berücksichtigung des Grundsatzes von Treu 

und Glauben. Bei der Beurteilung der Unangemessenheit ist ein genereller, typi-

sierender, vom Einzelfall losgelöster Maßstab anzulegen. Abzuwägen sind die 

Interessen des Verwenders gegenüber den Interessen der typischerweise betei-

ligten Vertragspartner. Im Rahmen der Inhaltskontrolle sind Art und Gegenstand, 

Zweck und besondere Eigenart des jeweiligen Geschäfts zu berücksichtigen 

(BAG 23. Januar 2024 - 9 AZR 115/23 - Rn. 37). 

(2) Eine nachvertragliche Verschwiegenheitspflicht kann sich bei überwie-

gendem Interesse des Arbeitgebers am Schweigen des Arbeitnehmers allenfalls 

auf einzelne, konkret bestimmte Geschäftsgeheimnisse beziehen (vgl. Clemenz/ 

Kreft/Krause/Klumpp 3. Aufl. BGB § 307 Rn. 292). Eine umfassende Stillschwei-

gensverpflichtung, wie sie hier vorliegt, schränkt demgegenüber die durch Art. 12 

Abs. 1 GG gewährleistete Berufsfreiheit des betroffenen Arbeitnehmers übermä-

ßig ein und steht in Widerspruch zum gesetzlichen Konzept des nachvertragli-

chen Wettbewerbsverbots nach §§ 74 ff. HGB (vgl. ErfK/Preis/Greiner 24. Aufl. 

BGB § 611a Rn. 817). 

(a) Wurde - wie vorliegend - kein nachvertragliches Wettbewerbsverbot iSd. 

§§ 74 ff. HGB vereinbart, ist der Arbeitnehmer nach der Beendigung des Arbeits-

verhältnisses grundsätzlich nicht mehr verpflichtet, dem Arbeitgeber keinen Wett-

bewerb zu machen (BAG 11. Dezember 2013 - 10 AZR 286/13 - Rn. 28). Im Rah-

men einer neuen Tätigkeit darf er sein im vorherigen Arbeitsverhältnis erworbe-

nes Erfahrungswissen einschließlich der Kenntnis von Betriebs- oder Geschäfts-

geheimnissen einsetzen und in den Kundenkreis des Arbeitgebers eindringen 

(BAG 19. Mai 1998 - 9 AZR 394/97 - zu C I der Gründe; 15. Juni 1993 - 9 AZR 

558/91 - zu I 2 b aa der Gründe, BAGE 73, 229; zur Beschränkung auf Gedächt-

niswissen BGH 22. März 2018 - I ZR 118/16 - Rn. 46). 

(b) Die hier zu beurteilende Klausel ist außerordentlich weit gefasst und 

würde bei ihrer Wirksamkeit einem ehemaligen Arbeitnehmer die Nutzung seines 

Wissens bei einem neuen Arbeitgeber in adäquater Position faktisch untersagen. 
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Gleiches gölte bei Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit. Die Klausel käme da- 

mit ohne jede zeitliche Beschränkung einem nachvertraglichen Wettbewerbsver-

bot gleich (zu sog. Kundenschutzabreden: BAG 16. August 1988 - 3 AZR 

664/87 - zu B I 1 der Gründe; 15. Dezember 1987 - 3 AZR 474/86 - zu B I 1 b der 

Gründe, BAGE 57, 159). Dies berücksichtigt die Interessen des Arbeitnehmers 

in keiner Weise. Hätte die Klägerin eine Verwertung von Wissen (zeitlich befris- 

tet) verhindern wollen, hätte sie ein wirksames nachvertragliches Wettbewerbs-

verbot nach §§ 74 ff. HGB vereinbaren und eine Karenzentschädigung zahlen 

müssen (vgl. Kuß/Lorbach/Thönißen DB 2024, 864, 869; Schaub ArbR-HdB/ 

Linck 20. Aufl. § 53 Rn. 48; Staudinger/Fischinger [2022] BGB § 611a Rn. 1265). 

Damit wären die wechselseitigen Interessen gesetzeskonform zu wahren gewe-

sen. Die streitbefangene Klausel dient hingegen ausschließlich dem Interesse 

der Klägerin. 

3. Ein Unterlassungsanspruch kann auch nicht aus § 241 Abs. 2 BGB ab-

geleitet werden. 

a) Nach § 241 Abs. 2 BGB kann das Schuldverhältnis nach seinem Inhalt 

jeden Teil zur Rücksicht auf die Rechte, Rechtsgüter und Interessen des anderen 

Teils verpflichten. Der Inhalt der Rücksichtnahmepflichten kann nicht in einem 

abschließenden Katalog benannt werden, sondern ist anhand der Umstände des 

Einzelfalls zu bestimmen. § 241 Abs. 2 BGB zwingt nicht zu einer Verleugnung  

der eigenen Interessen, sondern zu einer angemessenen Berücksichtigung der 

Interessen der Gegenseite (BAG 7. Februar 2019 - 6 AZR 75/18 - Rn. 33, 

BAGE 165, 315). 

b) Grundsätzlich kann § 241 Abs. 2 BGB die Pflicht zur Wahrung von Ge-

schäftsgeheimnissen begründen (vgl. BAG 8. Mai 2014 - 2 AZR 249/13 - Rn. 26; 

23. Oktober 2008 - 2 ABR 59/07 - Rn. 23; vgl. bereits BAG 15. Dezember 1987  

- 3 AZR 474/86 - zu B I 2 a der Gründe, BAGE 57, 159). Unabhängig von der 

Frage, ob sich eine solche Pflicht nunmehr auf Geschäftsgeheimnisse iSv. § 2 

Nr. 1 GeschGehG bezieht (vgl. hierzu Schmitt NZA-Beilage 2020, 50, 53), ist bei 

der Prüfung einer nachvertraglichen Verschwiegenheitsverpflichtung das durch 

Art. 12 Abs. 1 GG geschützte Interesse des Arbeitnehmers an der Verwertung 
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seines Wissens zu berücksichtigen (vgl. BeckOK GeschGehG/Fuhlrott Stand 

15. September 2024 GeschGehG § 1 Rn. 38; Preis/Seiwerth RdA 2019, 351, 

358). Dieses Interesse des Beklagten überwiegt aus den oben angeführten Grün-

den das Geheimhaltungsinteresse der Klägerin.  

4. Nach alledem kommt auch eine deliktische Anspruchsgrundlage für ei-

nen Unterlassungsanspruch nicht in Betracht. 

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO. 

 Spinner  Berger  Krumbiegel  

  N. Reiners  F. Rojahn   
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